
Sachverhalte vorab. 

Anbei die Kurzfassung der Sachverhalte vorab. Diese werden im Rahmen der Besprechung noch 

teilweise etwas erweitert und vertieft. 

 

Fall 1 

Die Klägerin (K) ist Halterin einer Stute, die Beklagte (B) Halterin eines anderen Pferdes. Beide Pferde 

waren auf demselben Hof untergestellt. Am 13. April 2013 brachte der Stallbetreiber die Pferde - wie 

an anderen Tagen auch - zusammen mit zwölf weiteren Pferden auf einen eingezäunten, 

unbeobachteten Sand- und Grasplatz, einen sogenannten Paddock. Als die Pferde am Abend in den 

Stall geholt wurden, lahmte die Stute der K. Die später hinzukommende K stellte am rechten hinteren 

Bein der Stute eine leicht blutende Wunde fest, die sie versorgte. Über Nacht traten starke 

Schwellungen auf. Eine daraufhin durchgeführte tierärztliche Untersuchung zeigte erhebliche 

Beinverletzungen. Im Wesentlichen mit der Behauptung, ihre Stute sei am 13. April 2013 kurz vor 

dem Zurückholen in den Stall von einem anderen Pferd getreten worden als die Herde im Paddock in 

Unruhe geraten sei, nimmt die K die B auf Schadensersatz in Anspruch.  

Hat K einen Anspruch gegen B auf Ersatz der Behandlungskosten? 

 

Fall 2 

Der Kläger (K) verlangt von der Beklagten (B), der Betreiberin einer Waschstraße, wegen der 

Beschädigung seines Fahrzeugs Schadensersatz. K befand sich am 7. März 2015 mit seinem Fahrzeug 

in der von der B betriebenen Waschstraße. Bei dieser handelt es sich um eine vollautomatisierte 

Anlage, durch die die Fahrzeuge während des Waschvorgangs von einem Schleppband mit einer 

geringen Geschwindigkeit gezogen werden. Dabei befinden sich die linken Räder auf der 

Fördereinrichtung, während die rechten Räder frei über den Boden laufen. Vor und hinter dem 

Fahrzeug des K befand sich jeweils ein weiteres Fahrzeug. Während des Waschvorgangs betätigte der 

Fahrer des Fahrzeugs, das sich vor dem Fahrzeug des K befand, grundlos die Bremse, wodurch dieses 

Fahrzeug aus dem Schleppband geriet und stehenblieb, während das Fahrzeug des K sowie das 

dahinter befindliche Fahrzeug weitergezogen wurden. Hierbei wurden das Fahrzeug des K auf das 

abgebremste Fahrzeug und das hinter ihm befindliche Fahrzeug auf sein Fahrzeug geschoben.  

Hat K gegen B einen Anspruch auf Ersatz seiner Schäden dem Grunde nach? 

 

Fall 3 

B hat die Wohnung des K angemietet.  

Für den Vertrag wurde ein Formular verwendet, welches der B von der Haus & Grund GmbH 

erworben und zu den Vertragsverhandlungen mitgebracht hatte. Dies geschah auf ausdrücklichen 

Wunsch des K.  

In diesem Formular heißt es unter § 2 Mietzeit Nr. 1.a):  

" □ Kündigungsverzicht (maximal vier Jahre)  

Das obige Mietverhältnis wurde auf unbestimmte Zeit geschlossen. Beide Mietparteien verzichten 

wechselseitig bis zu ______________ (maximal vier Jahre ab Vertragsschluss) auf ihr Recht zur 



ordentlichen Kündigung des Mietvertrags. Zum Ablauf des Verzichtszeitraums kann das 

Mietverhältnis erstmalig wieder von beiden Mietvertragsparteien mit den gesetzlichen 

Kündigungsfristen gekündigt werden. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung wird von dieser 

Regelung nicht berührt."  

Die Beschränkung auf 4 Jahre wurde gestrichen und das Kästchen angekreuzt. Als Ausgleich wurden 

zusätzliche Vereinbarungen eingeführt, in denen B einige Pflichten des Vermieters K übernahm.  

Den Parteien kam es auf ein langfristiges Mietverhältnis an, insb. da B beabsichtigte erhebliche 

Investitionen zu tätigen. Insoweit kam es beim Vertragsschluss zu intensiven Verhandlungen.  

Am 29.7.2015 hat K das Mietverhältnis gekündigt (Eigenbedarf). B hält die Kündigung für unwirksam. 

Ist das Kündigungsrecht wirksam ausgeschlossen worden? 

 

Fall 4 

K ist Alleinerbin ihrer im Jahr 2012 verstorbenen minderjährigen Tochter T. Am 4. Januar 2011 

registrierte sich T im Alter von 14 Jahren mit Einverständnis ihrer Eltern beim sozialen Netzwerk der 

Beklagten B´und unterhielt dort ein Benutzerkonto. K versuchte hiernach sich unter Verwendung der 

Zugangsdaten der T in das Benutzerkonto der T einzuloggen. Dies gelang jedoch nicht, weil die B das 

Konto nach Mitteilung des Todes in den sogenannten Gedenkzustand versetzt hatte. In diesem ist ein 

Zugang zu dem Benutzerkonto auch mit den zutreffenden Zugangsdaten nicht mehr möglich. Das 

Konto an sich einschließlich der auf den Servern der B gespeicherten Inhalte bleibt aber bestehen 

und die vom Verstorbenen geteilten Inhalte sind für die Zielgruppe, mit der sie geteilt wurden, 

weiterhin sichtbar. 

Im Übrigen hat jedoch außer der B niemand mehr Zugriff auf den Kontoinhalt, z.B. die gespeicherten 

Fotos und Nachrichten. Die Regelungen zum Gedenkzustand sind im Hilfebereich der Internetseite 

der B abrufbar. In den allgemeinen Nutzungsbedingungen wird hierauf nicht verwiesen. 

Die K trägt vor ein berechtigtes Interesse an dem Zugang zu haben. 

Ist der Account auf die Erbin übergegangen? 

 

Fall 5 

Die Parteien streiten darum, ob die Klägerin (K) berechtigt ist, von dem Beklagten (B) wegen nicht 

durchgeführter Schönheitsreparaturen Schadensersatz zu verlangen. Mit von der K verwendetem 

Formularvertrag vom 10. November 2008 mietete der B von der K eine Mietwohnung. 

Als Nutzungsbeginn ist der 1. Januar 2009 vereinbart. Der Vertrag enthält unter anderem folgende 

Regelung (auszugsweise): (…), s.u. 

"§ 4 Schönheitsreparaturen  

(1) Die Schönheitsreparaturen sind vom Mitglied auszuführen. […]  

(3) Schönheitsreparaturen sind fachgerecht auszuführen. Die Schönheitsreparaturen umfassen das 

Anstreichen oder Kalken oder Tapezieren der Wände und Decken, und den Innenanstrich der Fenster, 

das Streichen der Türen und der Außentüren von Innen sowie der Heizkörper einschließlich der 

Heizrohre. Die Schönheitsreparaturen sind in der Regel nach Ablauf folgender Zeiträume auszuführen: 



in Küchen, Bädern und Duschen alle fünf Jahre. Dabei sind die Innenanstriche der Fenster sowie die 

Anstriche der Türen, Heizkörper und Heizrohre spätestens alle acht Jahre durchzuführen, in Wohn- 

und Schlafräumen, Fluren, Dielen und Toiletten, einschließlich der Innenanstriche der Fenster sowie 

der Anstriche der Türen, Heizkörper und Heizrohre alle acht Jahre, in anderen Nebenräumen 

einschließlich der Innenanstriche der Fenster sowie der Anstriche der Türen, Heizkörper und Heizrohre 

alle zehn Jahre. Die Fristen beginnen erstmals mit Beginn der Nutzungszeit. […]  

(4) Lässt der Zustand der Wohnung eine Verlängerung der nach Absatz 3 vereinbarten Fristen zu oder 

erfordert der Grad der Abnutzung eine Verkürzung, so sind nach billigem Ermessen die Fristen des 

Planes bezüglich der Durchführung einzelner Schönheitsreparaturen zu verlängern oder zu verkürzen. 

[…]"  

Der B kam mit der Vormieterin A. , die die Wohnung von der Klägerin im Zeitraum Juli 2007 bis 

Dezember 2008 angemietet hatte, überein, verschiedene von der Vormieterin in die Wohnung 

eingebrachte Gegenstände gegen Zahlung einer nicht näher festgestellten Geldsumme zu 

übernehmen. Weiter erklärte sich der Beklagte aufgrund einer Vereinbarung mit der Vormieterin 

bereit, an deren Stelle die erforderlichen Schönheitsreparaturen durchzuführen.  

Am 22. Dezember 2008 wurde dem Beklagten die Wohnung von einem Vertreter der Klägerin in 

nicht renoviertem Zustand übergeben; die Wohnung wies zu diesem Zeitpunkt Gebrauchsspuren der 

Vormieterin A. auf.  

Das von einem Vertreter der Klägerin gefertigte Übergabeprotokoll vom 22. Dezember 2008 enthält 

folgenden handschriftlichen, vom Beklagten unterschriebenen Passus: "Die Wohnung wurde 

mängelfrei und ohne Stockflecken übernommen. Renovierungsarbeiten werden übernommen. Auf 

Folgekosten wurde hingewiesen."  

Aufgrund Kündigung des Beklagten endete das Mietverhältnis zum 28. Februar 2014.  

Im Rahmen einer Wohnungsbegehung am 6. Januar 2014 wurde festgestellt, dass Anstricharbeiten 

an Decken, Wänden, Türen, Türrahmen und Heizkörpern erforderlich waren. Die Klägerin forderte 

den Beklagten auf, diese Arbeiten durchzuführen. Der Beklagte gab die Wohnung am 14. Februar 

2014 an die Klägerin zurück. Noch am selben Tage übergab die Klägerin die Wohnung an eine 

Nachmieterin.  

Eine Renovierung durch den B erfolgte nicht. 

Hat K einen Anspruch gegen B auf Schadensersatz? 

 

 

 


